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O Jackie!
Jacqueline Badran ist laut, unbequem und unermüdlich – jetzt hat ihr der Hausarzt eine Auszeit verschrieben

CHRISTINA NEUHAUS

Jacqueline Badran mag nicht mehr. Sie
selbst hat es nicht gemerkt, ihr Arzt
musste es ihr sagen. Nach Jahrzehn-
ten politischer Duracell-Existenz müs-
sen die Batterien der Zürcher Natio-
nalrätin wieder aufgeladen werden. Sie
bleibt der Politik nun bis zum Sommer
fern.

Die Sozialdemokratin ist die wahr-
scheinlich streitbarste Politikerin des
Landes. Schon als Zürcher Stadtparla-
mentarierin stapfte sie mitunter wutent-
brannt aus dem Saal, wenn die Diskus-
sion über das städtische Budget nicht in
ihrem Sinn verlief. Meistens war sie nach
einer halben Stunde zurück und blieb
bis zum Feierabendbier.

Kult in den Gymnasien

Mit ihren Temperamentsausbrüchen
hat es die 60-Jährige in den vergan-
genen Jahren zu Kultstatus gebracht.

Quer durchs Land schauten sich Gym-
nasialklassen im Staatskundeunterricht
die Aufzeichnung der SRF-Abstim-
mungssendung zum Covid-19-Gesetz
an. Badran wütete, fuchtelte und schlug
dem Massnahmenkritiker Josef Ender
schliesslich sinngemäss um die Ohren,
seiner Organisation fehle es an poli-
tischer Männlichkeit. Und überhaupt:
«Sie müend nöd so blöd grinse!»

Ihrem furibunden Naturell ist die
Zürcherin auch bei ihrem Abgang von
der Politbühne treu geblieben. Die auf
verschiedenen Kanälen publizierte
Rückzugsankündigung liest sich stre-
ckenweise wie eine Parodie. Mit ihrer
Erschöpfung hält sich Badran nur kurz
auf. Stattdessen nützt sie die Gelegen-
heit, um noch einmal Klassenkampf-
Pulverdampf auf das Publikum loszu-
lassen.

Sie wettert über Mitte-rechts-Mehr-
heiten, explodierende Miet- und Immobi-
lienpreise, die Energiewende, das Arten-
sterben, die Ungleichheit, die Armut,

den Desinformationskrieg und die zu-
nehmende Aggressivität und Respekt-
losigkeit gegenüber der Politik und –
«noch schlimmer» – der arbeitenden Be-
völkerung. Eine politische Rampensau
wie Jacqueline Badran verlässt die Polit-
bühne nicht durch die Kulissen.Wenn sie
schon mitten im Akt abtreten muss, dann
mit einem Sprung ins Publikum. Sollen
sie ihre Fans aus dem Saal tragen.

So ganz und gar unhelvetisch ihre
laute, streitbare und ungestüme Seite
ist, so urschweizerisch ist ihr zweites
Ich. Es kann vorkommen, dass Jacque-
line Badran gestandene SVP-Politiker
als «Mausi» tituliert (und das lautstark
durch den ganzen Ratssaal). Doch sie
geht anschliessend auch mit ihnen Bier
trinken (in Badrans Fall: Mineralwasser).
Das war zu ihrer Zeit als Stadtpolitike-
rin schon so, und so ist es auch in Bern
geblieben. Nach den Parlamentsdebat-
ten ging die Diskussion meist in der
Beiz weiter. Jacqueline Badran redete
und redete, und irgendwann zu später

Stunde löste sich die Gruppe aus Lin-
ken, Rechten und Eingemitteten kopf-
schüttelnd auf, um spätestens in der dar-
auffolgenden Woche erneut zusammen-
zufinden.

Keine für die Bubble

Badran ist kein Bubble-Mensch. Sie ist
am vornehmen Zürichberg aufgewach-
sen, und wer bei ihr punkten will, leckt
beim gemeinsamen Essen besser nicht
das Messer ab oder stützt den Ellbogen
auf den Tisch. Das hindert sie allerdings
nicht daran, so zu reden, als spiele sie

eine Langstrassen-Figur aus einem alten
Schweizer Film. Sie hat Biologie, Öko-
nomie und Staatswissenschaften stu-
diert, ist Unternehmerin, arbeitete als
Skilehrerin, war Gemeinderätin, ist
Nationalrätin und Vizepräsidentin der
SP Schweiz. Sie ist der strategische Kopf
des steuerpolitischen Serienfeuers, das
die SP auf Bundesrat Ueli Maurer und
die Wirtschaft loslässt, und sie reagierte
in der Pandemie als Erste auf die Ängste
vieler Gewerbetreibender, die ihre Ge-
schäftsmieten nicht mehr aufbringen
konnten.

National bekannt wurde sie mit ihrem
unermüdlichen Kampf für die Lex Kol-
ler, und mit dem vorläufig letzten Akt
ihres Erfolgsstücks verabschiedet sie
sich auch in die Politpause: In der nächs-
ten Session diskutiert das eidgenössische
Parlament darüber, ob es kritische Ener-
gieinfrastruktur ebenfalls der Lex Kol-
ler unterstellen soll. Die SVP, der alte
Klassenfeind, hat bereits angekündigt,
Badrans Vorstoss zu unterstützen.

Wie schlimm ist ein Klaps auf den Kinderpo?
Das Parlament muss über das Recht auf gewaltfreie Erziehung entscheiden

Gewalt in der Erziehung werde
noch immer zu wenig geächtet,
beklagen Kinderschutz-
Vereinigungen. National-
und Ständerat sollen nun
Gegensteuer geben –
doch ob es gelingt, ist offen.

DANIEL GERNY

«Körperliche Gewalt hat in der Kin-
dererziehung nichts zu suchen» – eine
Aussage, der kaum jemand offen wider-
sprechen würde. In fast jeder politi-
schen Debatte zum Thema Gewalt in
der Familie wird sie mantramässig wie-
derholt. Die Realität sieht allerdings
oft anders aus. 2018 befragte die Zür-
cher Hochschule für Angewandte Wis-
senschaften (ZHAW) mehr als 8000
Jugendliche im Alter von 17 und 18 Jah-
ren. Fast zwei Drittel gaben an, in ihrer
Erziehung irgendeine Form von elter-
licher Gewalt erlebt zu haben. Das Zür-
cher Kinderspital vermeldet Jahr für
Jahr eine zunehmende Zahl von Ver-
dachtsfällen im Zusammenhang mit
Kindsmisshandlung. Die Kindes- und
Erwachsenenschutzbehörden beobach-
ten Ähnliches, und Corona hat die Situa-
tion zusätzlich verschärft.

Tiere sind besser geschützt

Es gibt deshalb kaum einen besseren
Zeitpunkt, um das Recht auf eine ge-
waltfreie Erziehung im Gesetz zu ver-
ankern. Die Stiftung Kinderschutz
Schweiz sowie der Verein Gewalt-
freie Erziehung lobbyieren seit Jah-
ren dafür. Am Donnerstag entschei-
det die Rechtskommission des Stände-
rates über eine Motion von Natio-
nalrätin Christine Bulliard-Marbach
(Mitte, Bern). Sie fordert eine Anpas-
sung des Zivilgesetzbuches, um Kin-
der besser vor körperlicher Bestra-
fung, seelischen Verletzungen und
anderen entwürdigenden Massnah-
men zu schützen. Stimmt die Kommis-
sion zu, stehen die Chancen für diesen
Schritt im Interesse des Kindswohls
gut. Doch als politische Forderung ist
diese scheinbare Selbstverständlichkeit
höchst umstritten.

Ob Gewalt in der Kindererzie-
hung tatsächlich zunimmt, wie es ein-
zelne Zahlen suggerieren, ist schwer
zu beurteilen. Möglich ist auch, dass
die Sensibilität grösser ist als noch vor
wenigen Jahren und deshalb einfach
mehr Fälle gemeldet werden. Die einst
weitverbreitete Auffassung, wonach eine
Ohrfeige zur rechten Zeit noch keinem
geschadet hat, mag heute nicht mehr
mehrheitsfähig sein. Doch sie wird teil-

weise weiterhin akzeptiert. Gemäss
einer Untersuchung aus dem Jahr 2017
stufen 25 Prozent der Mütter und 40
Prozent der Väter einen kräftigen Klaps
auf den Po eines vierjährigen Kindes
nicht als Gewalt ein.

Auch rechtlich ist die Situation nicht
restlos geklärt. So wurde die Genera-
tion der heute 20-Jährigen in einer Zeit
grossgezogen, in der das Bundesgericht
ein Recht der Eltern auf leichte Züch-
tigung noch nicht konsequent aus-
schliessen wollte. Gestützt auf einen
Teil der juristischen Lehre sah es noch
2003 Spielraum für «leichte Züchti-
gungen körperlicher Art», eine Pra-
xis, die seither nicht korrigiert wurde.

Selbst Tiere seien in der Schweiz bes-
ser geschützt, kommentierte deshalb
Andreas Brunner, bis 2014 leitender
Oberstaatsanwalt des Kantons Zürich,
letztes Jahr im «Migros-Magazin».
Brunner präsidiert den Verein Gewalt-
freie Erziehung.

Ein lückenloses Verbot fehlt

Bis in die 1970er Jahre erlaubte das Ge-
setz Eltern sogar ausdrücklich, «die zur
Erziehung der Kinder nötigen Züchti-
gungsmittel anzuwenden». 1978 wurde
diese Bestimmung zwar aus dem ZGB
gestrichen. Doch der Bundesrat versi-
cherte in seiner Botschaft auch dann

noch, «in der elterlichen Gewalt ist auch
die Befugnis zur Züchtigung des Kindes
enthalten, soweit dies zu seiner Erzie-
hung nötig ist». Körperstrafen gehörten
so noch bis vor wenigen Jahrzehnten in
vielen Familien zum ganz normalen Er-
ziehungsalltag.

Das hat sich geändert. Heute kann
auch das Verabreichen einer Ohrfeige
als Tätlichkeit geahndet werden. Schutz
bieten auch die Bundesverfassung so-
wie Artikel 302 des ZGB, wonach die
Eltern bei «der Erziehung ihrer Kin-
der deren Entfaltung zu fördern und
zu schützen» haben. Mit der Einfüh-
rung des neuen Kindes- und Erwach-
senenschutzgesetzes verbesserte sich

die Lage für Kinder in Familien mit ge-
walttätigen Eltern zusätzlich.

Doch im Unterschied zu ande-
ren Ländern fehlt in der Schweiz ein
lückenloses Verbot von Gewaltanwen-
dung in der Erziehung bis heute. Meh-
rere Anläufe, dies zu ändern, scheiter-
ten in den letzten Jahren im Parlament,
obwohl die Schweiz nach Ansicht der
Stiftung Kinderschutz aufgrund der
Uno-Kinderrechtskonvention dazu
verpflichtet wäre.

Bundesrat klärt ab und wartet

Der Bundesrat tut sich weiterhin
schwer damit, das Prinzip der gewalt-
freien Erziehung im ZGB zu verankern.
Justizministerin Karin Keller-Sutter
lehnte die Motion von Bulliard-Mar-
bach bei der Behandlung im National-
rat ab. Routinemässig fügte zwar auch
sie in der Parlamentsdebatte an, dass

Gewalt «in der Erziehung keinen Platz
hat». Es müsse zuerst aber vertieft abge-
klärt werden, ob es überhaupt eine ge-
setzliche Regelung brauche und ob eine
mehrheitsfähige Lösung gefunden wer-
den könne, erklärte sie im Herbst.Auch
die Angst vor staatlichem Interventio-
nismus wird vom Bundesrat ins Feld
geführt. Derzeit prüft er verschiedene
Varianten, wobei es möglich ist, dass er
auf eine Gesetzesänderung weiterhin
verzichten will.

Doch Kinderschutz Schweiz will
aufs Tempo drücken und die gegenwär-
tige Dynamik nutzen. Die Stiftung er-
hofft sich davon eine Signalwirkung. Der
Nationalrat hat den Vorstoss von Bul-
liard-Marbach im vergangenen Herbst
trotz den Bedenken des Bundesrates
recht deutlich unterstützt. Neben dem
links-grünen Lager stimmten vor allem
Politikerinnen und Politiker der Mitte
und der Grünliberalen zu. Spielt die-
selbe Koalition auch in der kleinen
Kammer, stehen die Chancen gut, dass
der Durchbruch gelingt. Für Gewalt an
Kindern gebe es keine Rechtfertigung,
erklärt der Verein Gewaltfreie Erzie-
hung und fordert: «Sie muss endlich ge-
sellschaftlich geächtet werden.

Eltern müssen laut Bundesverfassung bei der Erziehung ihrer Kinder deren Entfaltung fördern und schützen. KARIN HOFER / NZZ

Heute kann auch
das Verabreichen
einer Ohrfeige
als Tätlichkeit
geahndet werden.
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